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Gefasste Beschlüsse des Amtsausschusses 
des Amtes Schlieben
Beschlüsse aus der Sitzung des Amtsausschusses des 
Amtes Schlieben vom 19.05.2020, an welcher der Amtsaus-
schussvorsitzende und 10 Amtsausschussmitglieder teil-
nahmen.

10.-04./2020
zur Bestätigung des Dringlichkeitsbeschlusses des Amtsdi-
rektors zur Aufhebung des Durchführungsbeschlusses (Be-
schluss-Nr.: 05.-02./2020) zur Errichtung einer touristischen 
Informations-Stele (Outdoor-Stele)
Beschluss:
Der Amtsausschuss des Amtes Schlieben bestätigt den Dring-
lichkeitsbeschluss des Amtsdirektors zur Aufhebung des 
Durchführungsbeschlusses (Beschluss-Nr.: 05.-02./2020) zur 
Errichtung einer touristischen Informations-Stele (Outdoor-
Stele).

11.-04./2020
Dringlichkeitsbeschluss des Amtsdirektors über die Be-
werbung mit dem Vorhaben „Interkommunaler Digitalisie-
rungsmanager zur fachlichen Begleitung der Digitalisie-
rung im ländlichen Raum“ als „Modelprojekt Smart Cities“
Beschluss:
Der Amtsausschuss des Amtes Schlieben bestätigt den Dring-
lichkeitsbeschluss des Amtsdirektors über die Bewerbung mit 
dem Vorhaben „Interkommunaler Digitalisierungsmanager zur 
fachlichen Begleitung der Digitalisierung im ländlichen Raum“ 
als „Modelprojekt Smart Cities“ und die Umsetzung des Vorha-
bens mit den kommunalen Akteuren im Falle einer Förderung 
durch das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 
im Rahmen einer interkommunalen Kooperation mit der Stadt 
Schönewalde.

12.-04./2020
zur Bestätigung des Dringlichkeitsbeschlusses des Amts-
direktors zur Vergabe von Planungsleistungen „Anbau 
Amtsgebäude“ Herzberger Straße 7, 04936 Schlieben
Beschluss:
Der Amtsausschuss bestätigt den Dringlichkeitsbeschluss des 
Amtsdirektors zur Vergabe von Planungsleistungen zur Erar-
beitung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Anbau 
Amtsgebäude“ Herzberger Straße 7, 04936 Schlieben-

13.-05./2020
zur Bestätigung der Haushaltssatzung der Amtes Schlieben 
für das Haushaltsjahr 2020
Beschluss:
Der Amtsausschuss des Amtes Schlieben beschließt die 
Haushaltssatzung des Amtes Schlieben für das Haushaltsjahr 
2020.

14.-05./2020
zur Kostenbeitragssatzung für die Inanspruchnahme von 
Kinderbetreuungsleistungen in kommunalen Kindertages-
stätten (Kita und Hort) in Trägerschaft des Amtes Schlieben 
(Kita-Kostenbeitragssatzung des Amtes Schlieben)
Beschluss:
Der Amtsausschuss des Amtes Schlieben beschließt die Kos-
tenbeitragssatzung für die Inanspruchnahme von Kinderbetreu-
ungsleistungen in kommunalen Kindertagesstätten (Kita und 
Hort) in Trägerschaft des Amtes Schlieben (Kita-Kostenbeitrags-
satzung des Amtes Schlieben).

15.-05./2020
zur Bestätigung des Dringlichkeitsbeschlusses des Amtsdi-
rektors über die Bewerbung mit dem Vorhaben „Interkom-

Amtliche Bekanntmachungen des Amtes Schlieben

munaler Digitalisierungsmanager zur fachlichen Begleitung 
der Digitalisierung im ländlichen Raum“ als „Modelprojekt 
Smart Cities“
Beschluss: → Der Amtsausschuss des Amtes Schlieben bestä-
tigt den Dringlichkeitsbeschluss des Amtsdirektors über die 
Bewerbung mit dem Vorhaben „Interkommunaler Digitalisie-
rungsmanager zur fachlichen Begleitung der Digitalisierung im 
ländlichen Raum“ als „Modelprojekt Smart Cities“ und die Um-
setzung des Vorhabens mit den kommunalen Akteuren im Falle 
einer Förderung durch das Bundesministerium des Innern, für 
Bau und Heimat im Rahmen einer interkommunalen Kooperati-
on mit der Stadt Schönewalde.

16.-05./2020
Grundsatzbeschluss zur Durchführung von Aufgaben auf 
dem Gebiet der örtlichen Prüfung durch das Rechnungs-
prüfungsamt des Amtes Schlieben für den Zweckverband 
„digitale Kommunen Brandenburg“
Beschluss:
Der Amtsausschuss des Amtes Schlieben beschließt die Durch-
führung von Aufgaben auf dem Gebiet der örtlichen Prüfung 
durch das Rechnungsprüfungsamt des Amtes Schlieben für den 
Zweckverband „digitale Kommunen Brandenburg“.

17.-05./2020
zur unbefristeten Einstellung einer Sachbearbeiterin
Beschluss:
Der Amtsausschuss des Amtes Schlieben beschließt die unbe-
fristete Einstellung einer Sachbearbeiterin.

Haushaltssatzung des Amtes Schlieben für 
das Haushaltsjahr 2020
Auf Grund des § 67 der Kommunalverfassung des Landes Bran-
denburg wird nach Beschluss des Amtsausschusses des Amtes 
Schlieben vom 19.05.2020 folgende Haushaltssatzung erlassen.

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird
1. im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der

ordentlichen Erträge auf 5.342.700,00 EUR
ordentlichen Aufwendungen auf 5.361.000,00 EUR
außerordentlichen Erträge auf 0,00 EUR
außerordentlichen Aufwendungen auf 0,00 EUR

2. im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag der
Einzahlungen auf 5.310.100,00 EUR
Auszahlungen auf 5.417.900,00 EUR

festgesetzt.

Von den Einzahlungen und Auszahlungen des Finanzhaushaltes 
entfallen auf:

Einzahlungen aus laufender Verwaltungs-
tätigkeit 5.310.100,00 EUR
Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit 5.197.400,00 EUR
Einzahlungen aus der Investitionstätig-
keit 0,00 EUR
Auszahlungen aus der Investitionstätig-
keit 203.200,00 EUR
Einzahlungen aus der Finanzierungstä-
tigkeit 0,00 EUR
Auszahlungen aus der Finanzierungstä-
tigkeit 17.300,00 EUR
Einzahlungen aus der Auflösung von Li-
quiditätsreserven 0,00 EUR
Auszahlungen an Liquiditätsreserven 0,00 EUR
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Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Genehmigung 
oder die öffentliche Bekanntmachung der Satzung verletzt wor-
den sind.

Schlieben, den 25.05.2020

gez. Polz
Amtsdirektor

Kostenbeitragssatzung  
für die Inanspruchnahme von  
Kinderbetreuungsleistungen in kommunalen 
Kindertagesstätten (Kita und Hort) 
in Trägerschaft des Amtes Schlieben

(Kita-Kostenbeitragssatzung des Amtes Schlieben)

§ 1 
Präambel

Auf der Grundlage der §§ 2, 3 und 28 Abs. 2 Nr. 9 der Kom-
munalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 
18. Dezember 2007 (GVBI.I 2007, S. 286); zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2019 (GVBI.I/19, 
Nr. 38), §§ 90 Abs. 1, 97 a Achtes Buch des Sozialgesetz-
buches (SGB VIII) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 11. September 2012 (BGBL.I, S. 2022); zuletzt geändert 
durch Artikel 8 des Gesetzes zur Änderung des Neunten und 
des Zwölften Buches vom 30. November 2019 (BGBL.I/19, 
S. 1948), und der §§ 17, 18 Abs. 2 Zweites Gesetz zur Aus-
führung des Achten Buches des Sozialgesetzbuches – Kin-
der- und Jugendhilfe – (Kindertagesstättengesetz – KitaG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 2004 
(GVBL.I/04, [Nr. 16], S. 384) zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 01. April 2019 (GVBI.I/19, [Nr. 8]), hat der 
Amtsausschuss des Amtes Schlieben in seiner Sitzung vom 
19.05.2020 folgende Satzung beschlossen:

§ 2 
Geltungsbereich

(1) Für die Inanspruchnahme von Kindertagesbetreuungsleis-
tungen in den Kindertagesstätten in Trägerschaft des Amtes 
Schlieben:
- Kita „Wichtelstübchen“, in 04936 Fichtwald OT Naundorf,
- Kita „Rappelkiste“, in 04936 Hohenbucko,
- Kita „Zwergenland“, in 04936 Kremitzaue OT Kolochau,
- Kita „Kinderland am Park“, in 04936 Lebusa,
- Hort der Grund- und Oberschule „Ernst Legal“, in 04936 Stadt 
Schlieben
werden Kostenbeiträge entsprechend des § 17 KitaG des Lan-
des Brandenburg nach Maßgabe dieser Kostenbeitragssatzung 
erhoben, einschließlich einem zu entrichtenden Zuschuss für 
das Mittagessen.
(2) Kinder aus anderen Kommunen können bei freier Kapazität 
aufgenommen werden.

§ 3 
Aufnahme von Kindern

(1) Voraussetzung für die Aufnahme eines Kindes in eine Kin-
dertagesstätte ist der Abschluss eines Betreuungsvertrages. Bei 
einem erweiterten Betreuungsbedarf, der über die gesetzliche 
Mindestbetreuungszeit und/oder das Mindestalter bzw. die vier-
te Schuljahrgangsstufe hinausgeht, ist ferner die Vorlage ent-
sprechender Nachweise zur Festsetzung des Rechtsanspruchs 
im Amt Schlieben erforderlich.
(2) Für die Kinder, deren gewöhnlicher Aufenthalt nicht im Amts-
bereich Schlieben ist, müssen vor Aufnahme von der zuständi-
gen Wohnortgemeinde eine Bestätigung des Rechtsanspruches 
mit Festlegung über den Betreuungsumfang sowie eine Bereit-
schaft zur Übernahme der Platzkosten vorliegen.

§ 2

Kredite zur Finanzierung von Investitionen bzw. Investitionsför-
derungsmaßnahmen werden für das Haushaltsjahr 2020 nicht 
festgesetzt.

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur Leis-
tung von Investitionsauszahlungen und Auszahlungen für Inves-
titionsförderungsmaßnahmen in künftigen Haushaltsjahren wird 
auf 981.100,00 Euro festgesetzt.

§ 4

Nach § 139 BbgKVerf wird die Amtsumlage bzw. die differen-
zierte Amtsumlage, für auf den Bauhof übertragene Aufgaben, 
auf der Grundlage der für die amtsangehörigen Gemeinden 
maßgeblichen Umlagegrundlagen wie folgt festgesetzt:

1. die Amtsumlage auf 38,010%
2. die Amtsumlage für Gemeinden, die

Aufgaben dem Bauhof übertragen haben 
auf 7,951%

§ 5

1. Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und Auf-
wendungen als für das Amt von wesentlicher Bedeutung 
angesehen werden, wird auf 50.000,00 Euro festgesetzt.

2. Die Wertgrenze für die insgesamt erforderlichen Auszahlun-
gen, ab der Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen im Finanzhaushalt einzeln darzustellen sind, wird 
auf 50.000,00 Euro festgesetzt.

3. Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und außerplanmä-
ßige Aufwendungen und Auszahlungen der vorhergehen-
den Zustimmung des Amtsausschusses bedürfen, wird auf 
10.000,00 Euro festgesetzt.

4. Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu erlassen 
ist, werden bei:
a) der Entstehung eines Fehlbetrages ab 100.000,00 Euro 

und
b) bei bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen 

Einzelaufwendungen oder Einzelauszahlungen auf 
50.000,00 Euro

festgesetzt.
5. Nicht zahlungswirksame über- und außerplanmäßige Auf-

wendungen sind von den Wertgrenzen nach § 5 Nr. 3 und 
Nr. 4 ausgeschlossen und werden vom Amtsdirektor geneh-
migt.

Schlieben, den 19.05.2020

gez. Polz
Amtsdirektor

Die Haushaltssatzung wurde am 25.05.2020 beim Landkreis 
Elbe-Elster, Amt für Kommunalaufsicht, angezeigt.
Die Haushaltssatzung liegt zur Einsichtnahme im Amt Schlieben, 
Kämmerei, Zimmer 105, Herzberger Straße 07, Schlieben, aus.

Bekanntmachungsanordnung

Hiermit ordne ich an, dass die Haushaltssatzung des Haushalts-
jahres 2020 des Amtes Schlieben vom 19.05.2020 öffentlich be-
kannt gemacht wird.
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 3 Abs. 4 der Kom-
munalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) eine 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorvorschriften, die in der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg enthalten oder 
aufgrund eines Gesetzes erlassen worden sind, beim Zustande-
kommen der Satzung unbeachtlich ist, wenn sie nicht schriftlich 
innerhalb eines Jahres seit der öffentlichen Bekanntmachung 
der Satzung gegenüber dem Amt unter der Bezeichnung der 
verletzten Vorschrift und der Tatsache, die den Mangel ergibt, 
geltend gemacht worden ist.
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§ 8 
Maßstab für den Kostenbeitrag

(1) Der Kostenbeitrag bemisst sich nach:

- dem Einkommen der Beitragspflichtigen,
- dem vereinbarten Betreuungsumfang/der vereinbarten Be-

treuungszeit,
- der Zahl der unterhaltsberechtigten Kinder (Kindergeldbezug 

oder Freibetrag nach dem Einkommensteuergesetz).
(2) Eine Erhöhung oder Verringerung der Betreuungszeit ist auf 
Antrag zum 1. des Folgemonats möglich.
(3) Einkommen ist das Einkommen der Kostenbeitragspflichti-
gen im Sinne der §§ 11 und 12.
(4) Der Betreuungsumfang ist im Betreuungsvertrag durch Anga-
be einer wöchentlichen Betreuungszeit festgelegt.
(5) Leben Kinder in einem Wechselmodell, so sind beide per-
sonensorgeberechtigten Elternteile unabhängig voneinander, je 
nach der eigenen familiären Situation und wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit zu berücksichtigen. Der Beitrag wird je Kosten-
beitragspflichtigem anteilig entsprechend ihres Betreuungsan-
teils, der Anzahl der jeweils unterhaltsberechtigten Kinder und 
ihres Einkommens erhoben.

§ 9 
Höhe der Kostenbeiträge

(1) Die monatliche Höhe des Kostenbeitrags ergibt sich aus den 
Anlagen 1 bis 3, die Bestandteile dieser Satzung sind.
(2) Wird in einer Kindertagesstätte über die vertraglich verein-
barte Betreuungszeit hinaus eine Betreuung während der Öff-
nungszeiten in Anspruch genommen, ist der Kostensatz gemäß 
Anlage 4 je angefangene Betreuungsstunde zu zahlen. Die ent-
stehenden Kosten werden zusätzlich zum bereits festgelegten 
Kostenbeitrag erhoben.
(3) Wird ein Kind über die Öffnungszeit der Kita hinaus betreut, 
so kann für jede angebrochene halbe Stunde ein zusätzlicher 
Beitrag gemäß Anlage 4 erhoben werden. Der Stundensatz kann 
jährlich neu ermittelt und im Rahmen des Verwaltungshandelns 
veröffentlicht werden.
(4) Wenn der Kostenbeitragspflichtige, die entsprechenden Ein-
kommensnachweise nicht vorlegt, zahlt er für das Kind bzw. die 
Kinder den jeweiligen Höchstbeitrag.
(5) Fehlt ein Kind entschuldigt über einen zusammenhängenden 
Zeitraum von mindestens 2 Monaten, kann auf Antrag eine Be-
freiung von der Entrichtung des Zuschusses zum Mittagsessen 
für diesen Zeitraum erfolgen. Eine Befreiung von der Entrichtung 
des Kostenbeitrages ist nicht möglich. Bei unentschuldigtem 
Fehlen des Kindes bleiben jegliche Zahlungsverpflichtungen an 
den Gesamtschuldner bestehen.
(6) Für die Betreuung der Grundschulkinder (Hort) in den Ferien 
oder an den schulfreien Tagen wird ein zusätzlicher Kostenbei-
trag anhand des am Elternbeitrag ermittelten Stundensatzes 
erhoben, wenn die Betreuung über die vertraglich vereinbarte 
Betreuungszeit während der Schulzeit hinausgeht. In den un-
teren Einkommensgruppen darf der zusätzliche Betrag den 
Höchstbeitrag entsprechend der Einkommensgrenzen nicht 
überschreiten.
Die entstehenden Kosten werden zusätzlich zum bereits festge-
legten Kostenbeitrag erhoben. Bei der Erhebung eines zusätzli-
chen Beitrages sind die Einkommensgrenzen und die Mindest-
beiträge zu berücksichtigen.

§ 10 
Zuschuss zum Mittagessen

(1) Die monatliche Mittagessenpauschale in Höhe der häus-
lichen Ersparnis ist der Anlage 5, die Bestandteil dieser Kos-
tenbeitragssatzung ist, zu entnehmen. Das Zahlungsverfahren 
gemäß § 6 Absatz 1 und 2 ist anzuwenden.

§ 11 
Einkommen

(1) Das anrechnungsfähige Jahreseinkommen im Sinne dieser 

§ 4 
Kostenbeitragspflichtige

(1) Kostenbeitragspflichtig ist derjenige, auf dessen Veranlas-
sung das Kind eine Kindertagesbetreuung in Anspruch nimmt, 
insbesondere personensorgeberechtigte Elternteile oder sonsti-
ge zur Fürsorge berechtigte Personen (im Nachfolgenden Kos-
tenbeitragspflichtiger genannt).
(2) Leben die Eltern voneinander getrennt und lebt das Kind bei 
beiden personensorgeberechtigten Elternteilen zu gleichen/un-
gleichen Teilen (Wechselmodell), sind beide personensorgebe-
rechtigten Elternteile Kostenbeitragspflichtige.
(3) Leben die Elternteile in einer eheähnlichen Haushaltsgemein-
schaft, haften sie als Gesamtschuldner.

§ 5 
Entstehung der Kostenbeitragspflicht

(1) Die Kostenbeitragspflicht entsteht mit dem vertraglich ver-
einbarten Aufnahmezeitpunkt des Kindes in die Kita und bein-
haltet die Eingewöhnungszeit. Erfolgt die Aufnahme vor dem 
15. eines Monats, wird der volle Kostenbeitrag erhoben, nach 
dem 15. eines Monats der hälftige Kostenbeitrag.
(2) Der Kostenbeitrag wird unabhängig von der tatsächlichen 
Inanspruchnahme erhoben, d.h. unabhängig von der Anwesen-
heit des Kindes, insbesondere dem Zeitraum der Schließung der 
Kita, bei Urlaub des Kindes sowie bei Schulferien.
(3) Sie endet mit Ablauf des Monats, in dem das Betreuungsver-
hältnis endet.
(4) Gesetzliche Bestimmungen, wonach für die Betreuung und 
Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen kein Kos-
tenbeitrag der Personensorgeberechtigten erhoben wird, blei-
ben unberührt.

§ 6 
Erhebung des Kostenbeitrages

(1) Der Kostenbeitrag wird als Monatsbeitrag durch einen Kos-
tenbeitragsbescheid erhoben, der als Dauerbescheid erlassen 
wird.
(2) Die Verpflichtung zur Zahlung aus einem Kostenbeitrags-
bescheid bleibt bis zum Erlass eines neuen Kostenbeitragsbe-
scheides bestehen.
(3) Die Kostenbeitragspflichtigen haben die Pflicht, alle Verän-
derungen der familiären und wirtschaftlichen Situation, wie z. B. 
Erwerbslosigkeit, Erwerbstätigkeitsaufnahme, Elternzeit, Geburt 
eines Geschwisterkindes, Änderungen des Einkommens, Än-
derung der Betreuungszeit, die zu einer Beitragsänderung füh-
ren, unverzüglich nach Bekanntwerden mitzuteilen (sogenannte 
ständige Selbsteinschätzungspflicht). Ändern sich die für die 
Festsetzung maßgeblichen Umstände, sind diese ab dem ersten 
Tag des darauffolgenden Monats nach Eintreten der Umstände 
zu berücksichtigen. Für Änderungen zugunsten der Beitrags-
pflichtigen werden diese frühestens zum ersten Tag des folgen-
den Monats nach Kenntnis der Umstände berücksichtigt.

§ 7 
Fälligkeit des Kostenbeitrages

(1) Der Kostenbeitrag und der Zuschuss zum Mittagessen (vgl. 
§ 10) sind bis zum Fünfzehnten eines jeden Monats fällig. Rück-
ständige Kostenbeiträge sind nach Bekanntgabe des Kostenbei-
tragsbescheides zur nächsten Zahlungsfälligkeit zu entrichten.
(2) Die Kostenbeitragszahlung erfolgt bargeldlos über eine Ein-
zugsermächtigung oder in begründeten Ausnahmefällen mit ei-
ner Überweisung (Selbstzahlung) unter Angabe der im Kosten-
beitragsbescheid angegeben Debitorennummer.
(3) Bei Nichtbegleichung der fälligen Forderungen für Kostenbei-
träge werden gegenüber dem Kostenbeitragspflichtigen weitere 
Kosten laut Verwaltungsvollstreckungsgesetz des Landes Bran-
denburg und der Brandenburgischen Kostenordnung erhoben.
(4) Die Tagessätze nach § 9 Absatz 4 (Ferienbetreuung) und § 13 
(Gastkinder/Besucherkinder) sind mit Bekanntgabe des Kosten-
beitragsbescheides fällig.
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ren Einkunftsarten und mit Verlusten des zusammen veranlagten 
Partners ist nicht zulässig.
(5) Bei Kostenbeitragspflichtigen, die an den getrennt lebenden 
bzw. geschiedenen Ehegatten sowie an die nicht in ihrem Haus-
halt lebenden Kinder Unterhaltsleistungen zu erbringen haben, sind 
diese Unterhaltsleistungen vom Nettoeinkommen abzusetzen.
(6) Bei den Versorgungsbezügen der Beamten*innen nach dem 
Beamtenversorgungsgesetz sind die Einkommensteuer ein-
schließlich des Solidaritätszuschlages, die Werbungskosten und 
die Beiträge für die Kranken- und Pflegeversicherung abzuziehen. 
Beim Bezug von Renten aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung sind die zu zahlenden Beiträge an die Sozialversicherung, 
die Werbungskosten sowie die Einkommensteuer und der Soli-
daritätszuschlag abzuziehen. Die Einkommensteuer ist nach den 
jeweils geltenden Einkommensteuertabellen zu berücksichtigen.

§ 12 
Maßgebliches Einkommen

(1) Für die Berechnung der Kostenbeiträge ist das Einkommen 
des vorangegangenen Kalenderjahres maßgeblich.
Geeignete Nachweise sind insbesondere:
- monatliche Entgeltbescheinigungen,
- Einkommensteuerbescheid,
- Jahresverdienstbescheinigung,
- Vorauszahlungsbescheid des Finanzamtes sowie
- Leistungsbescheid über die Gewährung von Arbeitslosen-

geld oder ALG II (SGB II) oder Leistungen nach dem SGB XII.
Der monatlich zu entrichtende Kostenbeitrag wird ausgehend 
von einem Zwölftel des maßgeblichen Jahreseinkommens er-
mittelt.
(2) Der oder die Kostenbeitragspflichtige sind verpflichtet, bei 
Abschluss des Betreuungsvertrages zur Aufnahme des Kindes 
und danach mindestens einmal jährlich dem Träger der Kinder-
betreuung unaufgefordert Auskunft über ihre Einkommensver-
hältnisse zu geben und auf Verlangen durch Vorlage entspre-
chender Belege nachzuweisen. Der Auskunftspflicht und der 
Pflicht zur Vorlage von Belegen ist Genüge getan, sofern aus 
den Angaben glaubhaft die Einstufung zu einer bestimmten Ein-
kommensgruppe hervorgeht. Bei der Einordnung in die Einkom-
menshöchststufe ist eine Glaubhaftmachung nicht erforderlich.
(3) Das Einkommen ist durch die Zahlungspflichtigen bis zum 
letzten Tag im Monat Februar eines jeden Jahres nachzuweisen. 
Einkommensveränderungen von mehr als 10 % innerhalb des 
laufenden Kalenderjahres sind ohne Aufforderung innerhalb ei-
nes Monats nach deren Eintritt zur Neuberechnung des Kosten-
beitrags anzuzeigen. Bei nicht rechtzeitig angezeigten Einkom-
menserhöhungen erfolgt die Neuberechnung grundsätzlich ab 
dem Folgemonat des Anzeigedatums. Eine Verrechnung erfolgt 
lediglich in begründeten Einzelfällen.
(4) Sofern kein Einkommenssteuerbescheid für das vergangene 
Kalenderjahr vorliegt, ist bei Selbstständigen zunächst von einer 
Selbstauskunft auszugehen. In diesem Fall ergeht ein vorläufiger 
Bescheid. Der Kostenbeitragspflichtige hat den Einkommens-
steuerbescheid dem Träger unverzüglich vorzulegen, sobald er 
diesen erhält.
(5) Kommt der Kostenbeitragspflichtige der Verpflichtung zur 
Auskunft der Einkommensverhältnisse nicht nach, wird der 
Höchstbeitrag nach der Kostenbeitragstabelle erhoben.
(6) Kostenbeitragspflichtige, die in eheähnlichen Lebensgemein-
schaften leben, werden hinsichtlich der Voraussetzungen sowie 
des Umfanges der Beiträge, sofern sie die personensorgebe-
rechtigten Elternteile des Kindes sind, nicht besser gestellt als 
Ehepaare. Steht ein Partner der Lebensgemeinschaft in keiner 
Rechtsbeziehung zum Kind, bleibt sein Einkommen bei der Er-
mittlung der Leistungsfähigkeit unberücksichtigt. Bei getrennt 
lebenden Personen, geschiedenen oder unverheirateten Eltern 
bleibt das Einkommen des nicht mit dem Kind zusammenleben-
den Elternteils unberücksichtigt.
(7) Bei der Bemessung der Kostenbeiträge für Pflegekinder wird 
das Einkommen der Pflegeeltern nicht zugrunde gelegt. Die Bei-
träge werden in Höhe des Durchschnittssatzes der Kostenbei-

Kostenbeitragsatzung ist die Summe des jährlichen Nettoein-
kommens und der sonstigen Einnahmen gemäß § 82 Absatz 1 
und 2 sowie die §§ 83 und 84 des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch (SGB XII). Ein Ausgleich von positiven Einkünften mit 
Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des zu-
sammen veranlagten Ehegatten ist nicht zulässig.
(2) Maßgebend für die Höhe des Kostenbeitrages ist das Einkommen 
des vorangegangenen Kalenderjahres (sofern es sich verschlechtert 
oder verbessert hat, das zu erwartende Jahreseinkommen).
(3) Als Nettoeinkommen gelten bei Einnahmen aus nichtselbst-
ständiger Arbeit das Bruttoeinkommen, einschließlich Weih-
nachts- und Urlaubsgeld abzüglich
1. auf das Einkommen entrichtete Steuern,
2. Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung einschließlich der 

Beiträge zur Arbeitsförderung,
3. Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versicherungen oder 

ähnlichen Einrichtungen, soweit diese Beiträge gesetzlich 
vorgeschrieben oder nach Grund und Höhe angemessen 
sind, sowie geförderte Altersvorsorgebeiträge nach § 82 
des Einkommensteuergesetzes, soweit sie den Mindestei-
genbeitrag nach § 86 des Einkommensteuergesetzes nicht 
überschreiten, und

4. die mit der Erzielung des Einkommens verbundenen not-
wendigen Ausgaben, sogenannte Werbungskosten. Die 
Berücksichtigung höherer Werbungskosten anhand eines 
Einkommensteuerbescheides für das betreffende Jahr 
bleibt davon unberührt.

Zum regelmäßigen Einkommen zählen insbesondere auch Er-
werbsminderungs-, Erwerbsunfähigkeits- und Waisenrenten, 
Unterhaltsbezüge sowie teilweise der Bezug von Elterngeld ge-
mäß § 10 Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz.
Keine Berücksichtigung finden
1. Leistungen nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch 

(SGB XII),
2. Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz und 

nach den Gesetzen, die eine entsprechende Anwendung 
des Bundesversorgungsgesetzes vorsehen, und

3. Renten oder Beihilfen nach dem Bundesentschädigungs-
gesetz für Schaden an Leben sowie an Körper oder Ge-
sundheit bis zur Höhe der vergleichbaren Grundrente nach 
dem Bundesversorgungsgesetz,

4. Einkünfte aus Rückerstattungen, die auf Vorauszahlungen beru-
hen, die Leistungsberechtigte aus dem Regelsatz gemäß dem 
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) erbracht haben,

5. Kindergeld,
6. Kinderzuschlag gemäß § 6 a Bundeskindergeldgesetz,
7. das Baukindergeld des Bundes sowie die Eigenheimzulage 

nach dem Eigenheimzulagengesetz,
8. Pflegegeld,
9. Unterhalt für Geschwisterkinder,
10. BAföG-Leistungen (teilweise),
11. Bildungskredite,
12. Leistungen nach dem Bundesentschädigungsgesetz,
13. Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz,
14. Leistungen nach dem SGB VIII,
15. Sitzungsgelder für Abgeordnete und Entschädigungen für 

ehrenamtliche Tätigkeiten,
16. Betriebliche Altersvorsorge (sowohl Anteil des Arbeitneh-

mers als auch der Zuschuss des Arbeitgebers),
17. Sachbezüge des Arbeitnehmers (z. B. für private Nutzung 

für Dienst-PKW) sowie
18. Spesen.
(4) Bei Selbstständigen, die noch keinen Einkommensteuerbe-
scheid erhalten haben, ist im ersten Jahr von einer Einkommen-
selbsteinschätzung auszugehen. Die abzuziehende Einkom-
mensteuer ist den jeweils geltenden Einkommensteuertabellen 
zu entnehmen. Wird drei Jahre in Folge kein Gewinn nachgewie-
sen, ist eine Bescheinigung vom Finanzamt über die Gewerbe-
tätigkeit vorzulegen.
Ein Ausgleich von positiven Einkünften mit Verlusten aus ande-
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träge der Kitas in Trägerschaft des Amtes Schlieben festgesetzt. 
Liegt die Zuständigkeit nicht im Landkreis Elbe-Elster gilt § 3 
Abs. 2 entsprechend, gleiches gilt für Heimkinder/Kinder in be-
treuten Wohnformen nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB VIII) oder dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII).

§ 13 
Besucher- oder Gastkinder

(1) Besucherkinder sind Kinder aus einer Kindertagesstätte in 
Trägerschaft des Amtes Schlieben, die in einer anderen Kinder-
tagesstätte in Trägerschaft des Amtes Schlieben in Vertretung 
während Schließzeit/Krankheit/Urlaub betreut werden. Für diese 
Besucherkinder wird kein zusätzlicher Beitrag erhoben.
(2) Gastkinder sind Kinder, die keinen regulären Betreuungsvertrag 
mit dem Amt Schlieben haben und für die keine Zuschüsse von den 
zuständigen Kommunen und dem zuständigen örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe gezahlt werden. Es handelt sich um eine 
zeitweilige Unterbringung von Kindern in der Kindertagesstätte. 
Über die Aufnahme entscheidet der Träger der Kindertagesstätte. 
Für die Betreuung ist ein Tagessatz gemäß Anlage 4 zu entrichten.

§ 14 
Kündigung des Betreuungsverhältnisses

(1) Der Kostenbeitragspflichtige kann den Vertrag mit einer Frist 
von einem Monat zum Monatsende kündigen. Für die Wahrung der 
Kündigungsfrist kommt es auf den Eingang der Kündigung an.
(2) Bei mehr als 2 Monaten Zahlungsrückstand kann durch das 
Amt Schlieben als Träger der Einrichtungen eine fristlose Kün-
digung erfolgen. Über das Vorhaben einer fristlosen Kündigung 
wegen Zahlungsrückstand ist das zuständige Jugendamt recht-
zeitig durch den Einrichtungsträger zu informieren.
(3) Die Vertragsparteien können den Vertrag fristlos kündigen wenn:
- schwerwiegende Verstöße gegen die Pflichten im Betreu-

ungsvertrag oder
- weitere schwerwiegende Verstöße vorliegen (u.a. selbst- und 

fremdgefährdendes Verhalten des Kindes).
(4) Die Kündigung bedarf der Schriftform. Für die Wahrung der 
Kündigungsfrist kommt es auf den Tag des Einganges der Kün-
digung beim Vertragspartner an. Der außerordentlichen Kündi-
gung ist eine Begründung anzufügen.
(5) Wird ein Vertrag durch die Kostenbeitragspflichtigen gekün-
digt, so kann ein neuer Vertrag für die Betreuung desselben Kin-
des grundsätzlich nicht innerhalb einer Frist von 2 Monaten, seit 
des Inkrafttretens der Kündigung, geschlossen werden.

§ 15 
Auskunftspflicht und Datenschutz

(1) Zur Erfüllung der Aufgabe werden personenbezogene Daten 
erhoben. Personenbezogene Daten sind die Namen, Anschriften, 
Geburtsdaten, die Aufnahme- und Anmeldedaten der Kinder so-
wie entsprechende Daten der personensorgeberechtigten Eltern-
teile oder des personensorgeberechtigten Elternteils bei dem das 
Kind lebt und der unterhaltsberechtigten Geschwisterkinder.
(2) Die Personensorgeberechtigten sind gemäß Art. 6 I lit. c) DS-
GVO i. V. m. § 97a SGB VIII verpflichtet, unverzüglich alle not-
wendigen Angaben im Zusammenhang mit der Betreuung des 
Kindes, insbesondere Angaben für die Ermittlung des Kosten-
beitrages (Einkommensnachweise, Angaben zum Wohnort und 
zur Anschrift, Angaben zu den unterhaltspflichtigen Kindern, 
Familienstands Änderungen, Änderung des Rechtsanspruches 
u.a.) wahrheitsgemäß und vollständig dem Leistungsverpflichte-
ten gegenüber bekannt zu machen.
(3) Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch den Leis-
tungsverpflichteten ist zulässig, soweit es zur Erfüllung der Auf-
gaben zur Festsetzung und Erhebung der Elternbeiträge erfor-
derlich ist. Die Daten werden unverzüglich gelöscht, sobald sie 
für den Verarbeitungszweck nicht mehr erforderlich sind. Eine 
Verarbeitung, Speicherung, Veränderung oder Nutzung von So-
zialdaten zu anderen Zwecken ist gemäß dem Zweiten Kapitel 
SGB X (Schutz der Sozialdaten) zulässig.
(4) Rechtsgrundlage für den Umgang mit den erhobenen Daten 
ist das Zweite Kapitel des SGB X und die damit im Zusammen-
hang stehenden Gesetze und Verordnungen.
(5) Nähere Erläuterungen bezüglich der Verarbeitung personen-
bezogener Daten sind dem Informationsblatt (nach Art. 13 und 
14 DSGVO) zu dieser Satzung zu entnehmen.

§ 16 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt zum 01.08.2020 in Kraft.

Schlieben, den 19.05.2020

Polz
Amtsdirektor
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Anlage 1
zur Höhe der Kostenbeiträge gemäß § 9 Abs. 1 Kita-Kostenbeitragssatzung des Amtes Schlieben vom 19.05.2020

% vom 
Einkommen 

% vom 
Einkommen 

% vom 
Einkommen 

% vom 
Einkommen 

% vom 
Einkommen 

über bis über bis über bis über bis über bis
1.667,00 € 1.706,49 € Mindestbeitrag 1.667,00 € 2.136,49 € Mindestbeitrag 1.667,00 € 2.523,99 € Mindestbeitrag 1.667,00 € 2.911,99 € Mindestbeitrag 1.667,00 € 3.299,49 € Mindestbeitrag
1.706,49 € 1.800,00 € 2,0% 2.136,49 € 2.200,00 € 2,0% 2.523,99 € 2.600,00 € 2,0% 2.911,99 € 3.000,00 € 2,0% 3.299,49 € 3.400,00 € 2,0%
1.800,00 € 1.900,00 € 2,5% 2.200,00 € 2.300,00 € 2,5% 2.600,00 € 2.700,00 € 2,5% 3.000,00 € 3.100,00 € 2,5% 3.400,00 € 3.500,00 € 2,5%
1.900,00 € 2.000,00 € 3,0% 2.300,00 € 2.400,00 € 3,0% 2.700,00 € 2.800,00 € 3,0% 3.100,00 € 3.200,00 € 3,0% 3.500,00 € 3.600,00 € 3,0%
2.000,00 € 2.100,00 € 3,5% 2.400,00 € 2.500,00 € 3,5% 2.800,00 € 2.900,00 € 3,5% 3.200,00 € 3.300,00 € 3,5% 3.600,00 € 3.700,00 € 3,5%
2.100,00 € 2.200,00 € 4,0% 2.500,00 € 2.600,00 € 4,0% 2.900,00 € 3.000,00 € 4,0% 3.300,00 € 3.400,00 € 4,0% 3.700,00 € 3.800,00 € 4,0%
2.200,00 € 2.300,00 € 4,5% 2.600,00 € 2.700,00 € 4,5% 3.000,00 € 3.100,00 € 4,5% 3.400,00 € 3.500,00 € 4,5% 3.800,00 € 3.900,00 € 4,5%
2.300,00 € 2.400,00 € 5,0% 2.700,00 € 2.800,00 € 5,0% 3.100,00 € 3.200,00 € 5,0% 3.500,00 € 3.600,00 € 5,0% 3.900,00 € 4.000,00 € 5,0%
2.400,00 € 2.500,00 € 5,5% 2.800,00 € 2.900,00 € 5,5% 3.200,00 € 3.300,00 € 5,5% 3.600,00 € 3.700,00 € 5,5% 4.000,00 € 4.100,00 € 5,5%
2.500,00 € 2.600,00 € 6,0% 2.900,00 € 3.000,00 € 6,0% 3.300,00 € 3.400,00 € 6,0% 3.700,00 € 3.800,00 € 6,0% 4.100,00 € 4.200,00 € 6,0%
2.600,00 € 2.700,00 € 6,5% 3.000,00 € 3.100,00 € 6,5% 3.400,00 € 3.500,00 € 6,5% 3.800,00 € 3.900,00 € 6,5% 4.200,00 € 270,00 €
2.700,00 € 2.800,00 € 7,0% 3.100,00 € 3.200,00 € 7,0% 3.500,00 € 3.600,00 € 7,0% 3.900,00 € 270,00 €
2.800,00 € 2.900,00 € 7,5% 3.200,00 € 3.300,00 € 7,5% 3.600,00 € 270,00 €
2.900,00 € 3.000,00 € 8,0% 3.300,00 € 270,00 €
3.000,00 € 3.100,00 € 8,5%
3.100,00 € 270,00 €

Die Gebühren werden nach unterhaltsberechtigten Kindern bis zum 18. Lebensjahr wie folgt ermäßgt:

ein Kind 100 %     der ermittelten Gebühr entsprechend der Betreuungszeit
zwei Kinder   95 %     der ermittelten Gebühr entsprechend der Betreuungszeit
drei Kinder   90 %     der ermittelten Gebühr entsprechend der Betreuungszeit
vier Kinder   85 %     der ermittelten Gebühr entsprechend der Betreuungszeit

Haushalte mit fünf und mehr unterhaltsberechtigten Kindern sind vom Elternbeitrag befreit.

Der gemäß § 9 ermittelte Kostenbeitrag wird für eine Betreuungszeit von bis zu 30 Stunden wöchentlich erhoben. Der Mindestbeitrag beträgt bei einer wöchentlichen Betreuungszeit von 30 Stunden 12,50 €.

Erfolgt eine Betreuung bis zu 40 Stunden wöchentlich, erhöht sich die ermittelte Gebühr um 20 v. H. und bei Mindestbeiträgen von 12,50 € auf 17,50 €. 

Erfolgt eine Betreuung bis zu 50 Stunden wöchentlich, erhöht sich die ermittelte Gebühr um 30 v. H. und bei Mindestbeiträgen von 12,50 € auf 21,00 €. 

Gesetzliche Bestimmungen, wonach für die Betreuung und Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen kein Kostenbeitrag von den Personensorgeberechtigten erhoben wird, bleiben unberührt.

für Krippenkinder (Kinder von 0 bis 3 Jahre)

mtl. zu berücksichtigendes 
Nettoeinkommen

Familie mit zwei Kindern oder                            
Alleinerziehend mit drei Kindern

mtl. zu berücksichtigendes 
Nettoeinkommen

Familie mit drei Kindern oder                            
Alleinerziehend mit vier Kindern

mtl. zu berücksichtigendes 
Nettoeinkommen

Familie mit vier Kindern                      

mtl. zu berücksichtigendes 
Nettoeinkommen

Alleinerziehend mit einem Kind
Familie mit einem Kind oder                            

Alleinerziehend mit zwei Kindern

mtl. zu berücksichtigendes 
Nettoeinkommen

Anlage 2
zur Höhe der Kostenbeiträge gemäß § 9 Abs. 1 Kita-Kostenbeitragssatzung des Amtes Schlieben vom 19.05.2020

% vom 
Einkommen 

% vom 
Einkommen 

% vom 
Einkommen 

% vom 
Einkommen 

% vom 
Einkommen 

über bis über bis über bis über bis über bis
1.667,00 € 1.706,49 € Mindestbeitrag 1.667,00 € 2.136,49 € Mindestbeitrag 1.667,00 € 2.523,99 € Mindestbeitrag 1.667,00 € 2.911,99 € Mindestbeitrag 1.667,00 € 3.299,49 € Mindestbeitrag
1.706,49 € 1.800,00 € 2,0% 2.136,49 € 2.200,00 € 2,0% 2.523,99 € 2.600,00 € 2,0% 2.911,99 € 3.000,00 € 2,0% 3.299,49 € 3.400,00 € 2,0%
1.800,00 € 1.900,00 € 2,5% 2.200,00 € 2.300,00 € 2,5% 2.600,00 € 2.700,00 € 2,5% 3.000,00 € 3.100,00 € 2,5% 3.400,00 € 3.500,00 € 2,5%
1.900,00 € 2.000,00 € 3,0% 2.300,00 € 2.400,00 € 3,0% 2.700,00 € 2.800,00 € 3,0% 3.100,00 € 3.200,00 € 3,0% 3.500,00 € 3.600,00 € 3,0%
2.000,00 € 2.100,00 € 3,5% 2.400,00 € 2.500,00 € 3,5% 2.800,00 € 2.900,00 € 3,5% 3.200,00 € 3.300,00 € 3,5% 3.600,00 € 3.700,00 € 3,5%
2.100,00 € 2.200,00 € 4,0% 2.500,00 € 2.600,00 € 4,0% 2.900,00 € 3.000,00 € 4,0% 3.300,00 € 3.400,00 € 4,0% 3.700,00 € 3.800,00 € 4,0%
2.200,00 € 2.300,00 € 4,5% 2.600,00 € 2.700,00 € 4,5% 3.000,00 € 3.100,00 € 4,5% 3.400,00 € 3.500,00 € 4,5% 3.800,00 € 3.900,00 € 4,5%
2.300,00 € 2.400,00 € 5,0% 2.700,00 € 2.800,00 € 5,0% 3.100,00 € 3.200,00 € 5,0% 3.500,00 € 3.600,00 € 5,0% 3.900,00 € 4.000,00 € 5,0%
2.400,00 € 2.500,00 € 5,5% 2.800,00 € 2.900,00 € 5,5% 3.200,00 € 3.300,00 € 5,5% 3.600,00 € 3.700,00 € 5,5% 4.000,00 € 204,00 €
2.500,00 € 2.600,00 € 6,0% 2.900,00 € 3.000,00 € 6,0% 3.300,00 € 3.400,00 € 6,0% 3.700,00 € 204,00 €
2.600,00 € 2.700,00 € 6,5% 3.000,00 € 3.100,00 € 6,5% 3.400,00 € 204,00 €
2.700,00 € 2.800,00 € 7,0% 3.100,00 € 204,00 €
2.800,00 € 204,00 €

Die Gebühren werden nach unterhaltsberechtigten Kindern bis zum 18. Lebensjahr wie folgt ermäßgt:

ein Kind 100 %     der ermittelten Gebühr entsprechend der Betreuungszeit
zwei Kinder   95 %     der ermittelten Gebühr entsprechend der Betreuungszeit
drei Kinder   90 %     der ermittelten Gebühr entsprechend der Betreuungszeit
vier Kinder   85 %     der ermittelten Gebühr entsprechend der Betreuungszeit

Haushalte mit fünf und mehr unterhaltsberechtigten Kindern sind vom Elternbeitrag befreit.

Der gemäß § 9 ermittelte Kostenbeitrag wird für eine Betreuungszeit von bis zu 30 Stunden wöchentlich erhoben. Der Mindestbeitrag beträgt bei einer wöchentlichen Betreuungszeit von 30 Stunden 12,50 €.

Erfolgt eine Betreuung bis zu 40 Stunden wöchentlich, erhöht sich die ermittelte Gebühr um 20 v. H. und bei Mindestbeiträgen von 12,50 € auf 17,50 €. 

Erfolgt eine Betreuung bis zu 50 Stunden wöchentlich, erhöht sich die ermittelte Gebühr um 30 v. H. und bei Mindestbeiträgen von 12,50 € auf 21,00 €. 

Gesetzliche Bestimmungen, wonach für die Betreuung und Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen kein Kostenbeitrag von den Personensorgeberechtigten erhoben wird, bleiben unberührt.

für Kindergartenkinder (Kinder von 3 Jahren bis zur Einschulung)
Alleinerziehend mit einem Kind

Familie mit einem Kind oder                            
Alleinerziehend mit zwei Kindern

Familie mit zwei Kindern oder                            
Alleinerziehend mit drei Kindern

Familie mit drei Kindern oder                            
Alleinerziehend mit vier Kindern

Familie mit vier Kindern                      

mtl. zu berücksichtigendes 
Nettoeinkommen

mtl. zu berücksichtigendes 
Nettoeinkommen

mtl. zu berücksichtigendes 
Nettoeinkommen

mtl. zu berücksichtigendes 
Nettoeinkommen

mtl. zu berücksichtigendes 
Nettoeinkommen

Anlage 3
zur Höhe der Kostenbeiträge gemäß § 9 Abs. 1 und 6 Kita-Kostenbeitragssatzung des Amtes Schlieben vom 19.05.2020

% vom 
Einkommen 

% vom 
Einkommen 

% vom 
Einkommen 

% vom 
Einkommen 

% vom 
Einkommen 

über bis über bis über bis über bis über bis
1.667,00 € 1.706,49 € Mindestbeitrag 1.667,00 € 2.136,49 € Mindestbeitrag 1.667,00 € 2.523,99 € Mindestbeitrag 1.667,00 € 2.911,99 € Mindestbeitrag 1.667,00 € 3.299,49 € Mindestbeitrag
1.706,49 € 1.800,00 € 2,0% 2.136,49 € 2.200,00 € 2,0% 2.523,99 € 2.600,00 € 2,0% 2.911,99 € 3.000,00 € 2,0% 3.299,49 € 3.400,00 € 2,0%
1.800,00 € 1.900,00 € 2,5% 2.200,00 € 2.300,00 € 2,5% 2.600,00 € 2.700,00 € 2,5% 3.000,00 € 3.100,00 € 2,5% 3.400,00 € 3.500,00 € 2,5%
1.900,00 € 2.000,00 € 3,0% 2.300,00 € 2.400,00 € 3,0% 2.700,00 € 2.800,00 € 3,0% 3.100,00 € 3.200,00 € 3,0% 3.500,00 € 3.600,00 € 3,0%
2.000,00 € 2.100,00 € 3,5% 2.400,00 € 2.500,00 € 3,5% 2.800,00 € 2.900,00 € 3,5% 3.200,00 € 3.300,00 € 3,5% 3.600,00 € 128,00 €
2.100,00 € 2.200,00 € 4,0% 2.500,00 € 2.600,00 € 4,0% 2.900,00 € 3.000,00 € 4,0% 3.300,00 € 128,00 €
2.200,00 € 2.300,00 € 4,5% 2.600,00 € 2.700,00 € 4,5% 3.000,00 € 128,00 €
2.300,00 € 2.400,00 € 5,0% 2.700,00 € 128,00 €
2.400,00 € 128,00 €

Die Gebühren werden nach unterhaltsberechtigten Kindern bis zum 18. Lebensjahr wie folgt ermäßgt:

ein Kind 100 %     der ermittelten Gebühr entsprechend der Betreuungszeit
zwei Kinder   95 %     der ermittelten Gebühr entsprechend der Betreuungszeit
drei Kinder   90 %     der ermittelten Gebühr entsprechend der Betreuungszeit
vier Kinder   85 %     der ermittelten Gebühr entsprechend der Betreuungszeit

Haushalte mit fünf und mehr unterhaltsberechtigten Kindern sind vom Elternbeitrag befreit.

Der gemäß § 9 ermittelte Kostenbeitrag wird für eine Betreuungszeit von bis zu 20 Stunden wöchentlich erhoben. Der Mindestbeitrag beträgt bei einer wöchentlichen Betreuungszeit von 20 Stunden 8,00 €.

Erfolgt eine Betreuung bis zu 10 Stunden wöchentlich, vermindert sich die ermittelte Gebühr um 15 v. H. und bei Mindestbeiträgen von 8,00 € auf 4,00 €.

Erfolgt eine Betreuung bis zu 15 Stunden wöchentlich, vermindert sich die ermittelte Gebühr um 10 v. H. und bei Mindestbeiträgen von 8,00 € auf 6,00 €.

Erfolgt eine Betreuung bis zu 30 Stunden wöchentlich, erhöht sich die ermittelte Gebühr um 30 v. H. und bei Mindestbeiträgen von 8,00 € auf 8,00 €. 

Gesetzliche Bestimmungen, wonach für die Betreuung und Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen kein Kostenbeitrag von den Personensorgeberechtigten erhoben wird, bleiben unberührt.

für Hortkinder (Kinder im Grundschulalter)
Alleinerziehend mit einem Kind

Familie mit einem Kind oder                            
Alleinerziehend mit zwei Kindern

Familie mit zwei Kindern oder                            
Alleinerziehend mit drei Kindern

Familie mit drei Kindern oder                            
Alleinerziehend mit vier Kindern

Familie mit vier Kindern                      

mtl. zu berücksichtigendes 
Nettoeinkommen

mtl. zu berücksichtigendes 
Nettoeinkommen

mtl. zu berücksichtigendes 
Nettoeinkommen

mtl. zu berücksichtigendes 
Nettoeinkommen

mtl. zu berücksichtigendes 
Nettoeinkommen
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Aufstellungsbeschluss

Gemeinde Lebusa Beschluss-Nr. 11.-04./2020

Bezeichnung

Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Neu-
bau Wohnhaus mit Doppelgarage“ Nr. 01/2020 Dahmer Straße 
in 04936 Lebusa

Beschluss

Dringlichkeitsbeschluss gemäß § 58 BbgKVerf
Der Amtsdirektor beschließt im Einvernehmen mit dem Bürger-
meister der Gemeinde Lebusa folgendes:
1. Für das im Übersichtsplan als Anlage zu diesem Beschluss 

gekennzeichnete Gebiet in der Gemarkung Lebusa, Flur 3, 
Flurstück 388 soll ein vorhabenbezogener Bebauungsplan 
„Neubau Wohnhaus mit Doppelgarage“ Nr. 01/2020 Dah-
mer Straße in 04936 Lebusa aufgestellt werden.

2. Die Vorbereitung, Planung und Durchführung des Vorha-
bens sowie die Herstellung erforderlicher Erschließungsan-
lagen erfolgt durch den Vorhabenträger auf eigene Kosten. 
Zudem ist durch den Vorhabenträger ein vorhabenbezoge-
ner Bebauungsplan auf eigene Kosten zu erarbeiten.

3. Mit der Gemeinde Lebusa ist ein Durchführungs- und Er-
schließungsvertrag abzuschließen.

4. Der Beschluss ist ortsüblich bekannt zu machen.

Sachverhalt

Der Vorhabenträger beantragt mit Schreiben vom 12.02.2020 
die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes für 
das Flurstück 388, Flur 3, Gemarkung Lebusa in 04936 Lebu-
sa, Dahmer Straße. Der Geltungsbereich umfasst die im Über-
sichtsplan als Anlage zu diesem Beschluss dargestellte Fläche 
mit einer Größe von 2.053 m².
Das Bauvorhaben soll an die vorhandene Wohnbebauung an 
der Dahmer Straße, Richtung Dahme/Mark in 04936 Lebusa 
anschließen. Der Planbereich wird aktuell für landwirtschaftliche 
Zwecke/als Ackerland genutzt. Der Geltungsbereich der Klar-
stellungs- und Abrundungssatzung der Gemeinde Lebusa ver-
läuft durch das Grundstück, sodass sich ein Teil des geplanten 
Bauvorhabens im derzeitigen Außenbereich nach § 35 BauGB 
befindet.
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird im Regelverfahren 
nebst Durchführung einer Umweltprüfung mit Umweltbericht 
gemäß § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt. Ziel der Aufstellung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist es, die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für den Neubau des Wohnhauses 
mit Doppelgarage zu schaffen.

Lebusa, den 07.04.2020

gez. Klee gez. Polz
Bürgermeister Amtsdirektor

Übersichtsplan siehe Seite 9

Anlage 4

Betreuung über die Öffnungszeit hinaus

Krippe Kita Hort
Betriebskosten ohne Zuschüsse 1.147,39 € 537,13 € 308,30 €
Ø mtl. Betreuungstage 21 54,64 € 25,58 € 14,68 €
Mindestbetreuungszeit lt. KG 6 6 4
Stundensatz 9,11 € 4,26 € 3,67 €

gerundet 9 € 4 € 4 €

Betreuung über die vereinbarte Betreuungszeit hinaus

Ø PK-Kosten 1 VZE/Monat 4.467,50 €
Arbeitszeit pro Monat (Std.) 136 32,85 €
halbe Stunde 2 16,42 €

gerundet 16 €

Betreuung von Gastkindern

Betreuungszeit <= 6 h (4h) > 6h (4h) > 8 h (+ 10%)
Ø Betriebskosten ohne Zuschüsse 664,27 € 830,96 € 914,06 €
Ø mtl. Betreuungstage 21 31,63 € 39,57 € 43,53 €

gerundet 32 € 40 € 44 €

zur Höhe der Kostenbeiträge gemäß § 9 Abs. 2, 3 sowie § 13 Abs. 2                                                                                        
Kita-Kostenbeitragssatzung des Amtes Schlieben vom 19.05.2020

Die Höhe des Stundensatzes errechnet sich nach dem Tagessatz eines Platzes. 

Die Höhe des Stundensatzes errechnet sich nach dem durchschnittlichen Stundensatz 
eines/einer Erziehers*in beim Träger.

Der Tagessatz errechnet sich anhand 100 % der Aufwendungen für die Betriebskosten. Die 
Elternbeiträge und die institutionelle Förderung bleiben unberührt. 

Krippe/Kita/Hort

Stundensatzberechnung gemäß § 9 Abs. 2

Stundensatzberechnung gemäß § 9 Abs. 3

Tagessatzberechnung gemäß § 13 Abs. 2 

Anlage 5 

Ø Betreuungstage im Monat 21
ersparte Eigenaufwendungen pro Tag 1,89 € 39,69 €
Ø Fehltage (Urlaub,Krankheit, etc.) im Monat 2,5 4,73 €

34,97 €

für den Zuschuss zum Mittagessen gemäß § 10 Kita-Kostenbeitragssatzung                                                    
des Amtes Schlieben vom 19.05.2020

Gemäß § 17 KitaG haben die Personensorgeberechtigten einen  Zuschuss zur Versorgung des 
Kindes mit Mittagessen in Höhe der durchschnittlich ersparten Eigenaufwendungen zu entrichten 
(Essengeld).

monatlicher Zuschuss zum Mittagessen (Essengeld)

Essengeldberechnung



Nr. 6/2020 Schlieben- 9 -

Übersichtsplan zum 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Neubau Wohnhaus mit Doppelgarage“ Nr. 01/2020 Dahmer Straße in 04936 Lebusa

Plangebiet

Innen-
bereichs-
grenze

Frühzeitige Bürgerbeteiligung 
zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
„Anbau Amtsgebäude“ Herzberger Straße 7, 
04936 Schlieben
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Schlieben hat in ihrer 
Sitzung am 18.12.2019 die Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans „Anbau Amtsgebäude“ Herzberger Straße 7, 
04936 Schlieben beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wur-
de im Amtsblatt für das Amt Schlieben und die amtsangehö-
rigen Gemeinden Fichtwald, Hohenbucko, Kremitzaue, Lebusa 
sowie die Stadt Schlieben Nr. 1 vom 22.01.2020 öffentlich be-
kannt gemacht.
Gemäß § 3 Abs. 1 BauGB soll die Öffentlichkeit frühzeitig 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung sowie 
deren voraussichtlichen Auswirkungen unterrichtet werden. 
Die frühzeitige Bürgerbeteiligung findet im Rahmen der Stadt-
verordnetenversammlung der Stadt Schlieben am 23.06.2020, 
um 19.30 Uhr, im Speisesaal der Grund- und Oberschule Schlie-
ben, Bahnhofstraße 3, 04936 Schlieben statt.
Der Öffentlichkeit wird Gelegenheit zur Äußerung und Erörte-
rung gegeben.

gez. Polz
Amtsdirektor

Verpachtung landwirtschaftliches Ackerland 
in Malitschkendorf
Die BVVG Berlin/Brandenburg schreibt landwirtschaftliches 
Ackerland in der Gemarkung Malitschkendorf zur Verpachtung 
ab 01.10.2020 aus. Die Angebotsfrist läuft bis zum 02.07.2020.
Das Exposé liegt zur Einsichtnahme im Amt Schlieben – Abt. 
Liegenschaften – aus.

Öffnung des Amtes Schlieben  
für den regulären Besucherverkehr
Das Amt Schlieben wird ab Dienstag, dem 02.06.2020, wieder 
für den regulären Besucherverkehr zu folgenden Zeiten geöffnet:

Amtsverwaltung
Montag, Mittwoch, 
Donnerstag

8:00 bis 12:00 und 12:30 bis 16:00 Uhr

Dienstag 8:00 bis 12:00 und 12:30 bis 18:00 Uhr
Freitag 8:00 bis 12:00 Uhr

Bürgerbüro
Montag, Mittwoch 8:00 bis 16:00 Uhr
Dienstag, Donnerstag 8:00 bis 18:00 Uhr
Freitag 8:00 bis 12:00 Uhr

Polz
Amtsdirektor

Die Gemeinde Kremitzaue verkauft gebrauchte Pflastersteine 
(8 cm; S-Form; bereits auf Paletten gestapelt) von der Bau-
stelle neuer Kindergarten in Kolochau zum Preis von 4,00 €/
m².
Bei Bedarf und Abholung bitte melden beim Bürgermeister 
(0170 05632081) oder dem Gemeindearbeiter Herrn Haupt 
(0170 8829874).
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blemen in den märkischen Wäldern konnte die üblichen Wei-
terbildungswochenenden natürlich nicht vollwertig ersetzen. 
Es gab unterdessen zahlreiche Anfragen und den Wunsch 
nach Wiederaufnahme der Waldbauernschule, selbst wenn 
der Durchführungszeitraum nun in die Sommer- und Ferien-
zeit fällt.
Nun hat die Waldbauernschule von den 12 unversorgt ge-
bliebenen Schulungsorten neun auf dem Terminplan für die 
kommenden Wochen. Ersatzlos ausfallen müssen leider aus 
verschiedenen Gründen die Termine in Eberswalde, Schwarz-
bach und Pechhütte. Und auch, wie es im Herbst weitergehen 
könnte, wird noch zu entscheiden sein.
Die geplanten Schulungsinhalte wurden erneut aufgegriffen, 
aktualisiert und der Schwerpunkt noch stärker auf Exkursion 
in den Wald verlagert.
Der beiliegenden Übersicht können Sie die aktuellen neuen 
Termine und die Treffpunkte in Ihrer Region entnehmen:

Termin Kurs Ort
Pritzwalk Waldhotel Forsthaus

Hainholz
16928 Pritzwalk
Hainholz 2

26.06./27.06.

Reuthen Wolfshainer Hof
03130 Tschernitz
OT Wolfshain
Dorfstraße 1

03.07./04.07.

Elsterwerda Gaststätte
Zum Goldenen Löwen
04934 Hohenleipisch
Dresdener Straße 16

03.07./04.07.

Aufforderung Immobilienbewerbung  
Amt Schlieben

An alle Grundstückseigentümer/-innen  
im Amt Schlieben

Die Rückkehrer-Initiative „Comeback Elbe-Elster” bittet auf-
grund vermehrter Nachfragen die Kommunen um Mithilfe bei 
der Vermittlung von leerstehenden Liegenschaften. Dabei liegt 
das Augenmerk nicht hauptsächlich auf Wohngebäude sondern 
auch gern auf Immobilien wie leerstehende Schulen, Gasthöfe, 
Industriegebäude, Ferienlager oder auch Bauland etc.
Wir bieten daher allen Grundstückseigentümern an, bei Verkauf-
sinteresse Ihrer leerstehenden Immobilie den Kontakt zu der 
Willkommensagentur „Comeback Elbe-Elster“ herzustellen, um 
diese bewerben zu lassen oder eine Vermittlung durch das Amt 
Schlieben vornehmen zu lassen.
Bei Interesse wenden Sie sich bitte an das Amt Schlieben/Abt. 
Liegenschaften 035361 356-16.

Immobilien

Bereitschaftsdienst

Kassenärztlicher Bereitschaftsdienst  
Amtsbereich Herzberg, Schlieben,  
Schönewalde
Der kassenärztliche Bereitschaftsdienst der Bereiche Herzberg, 
Schlieben und Schönewalde ist unter der zentralen Rufnummer

116 117

Montag, Dienstag und Donnerstag von 19.00 Uhr bis 7.00 Uhr
Mittwoch und Freitag von 13.00 Uhr bis 7.00 Uhr
Samstag und Sonntag von 7.00 Uhr bis 7.00 Uhr
erreichbar.

Urlaubstermine der Ärzte  
des Amtes Schlieben

Frau Dipl.-Med. H. Koerner, Schlieben06.07.2020 – 31.07.2020

Bekanntmachungen anderer 

Behörden und Verbände

Waldbauernschule: Exkursionen in Zeiten 
von Corona
Eine gute Nachricht aus dem Brandenburger Wald: Nach der 
Corona-bedingten Unterbrechung der bereits gut ausge-
buchten Frühjahresveranstaltungen werden vom 26. Juni bis 
25. Juli 2020 eine Reihe der ausgefallenen Exkursionen an 
den offenen Schulungsorten nachgeholt - natürlich unter Be-
achtung der weiterhin bestehenden und ernst zu nehmenden 
Sicherheitsauflagen.
Im Frühjahr konnte die Waldbauernschule Brandenburg ledig-
lich 13 von geplanten und vorbereiteten 25 Exkursionen für 
Privatwaldbesitzer und Forstbetriebsgemeinschaften abhal-
ten. Vom 20. März an mussten alle weiteren Termine vorerst 
abgesagt werden. 
Die Referenten und der Waldbauernverband versuchten we-
nigstens mit einem virtuellen Berufsbildungsangebot, Wald-
besitzern sowie Forst- und Umweltinteressierten über die Zeit 
der Kontingentbeschränkungen hinwegzuhelfen. Am 18. Ap-
ril gab es bereits eine Online-Waldexkursion per Video und 
Livestream für etwas mehr als 200 Zuschauer. Aber dieses 
aus der Not geborene Informationsangebot zu aktuellen Pro-

Luckau/Dahme Jagdhütte Höllberghof
15926 Heideblick
OT Langengrassau

03.07./04.07.

Beelitz Café Zum Kirschbaum
14547 Beelitz
OT Körzin
Körzin 20

03.07./04.07.

Spremberg Feuerwehrdepot Terpe/
Heimatverein
03130 Spremberg
OT Terpe
Pulsberger Weg 1

10.07./11.07.

Belzig Gaststätte Zur Erholung
14806 Bad Belzig
OT Werbig
Werbiger Dorfstraße 1

10.07./11.07.

Lieberose Gasthof Graßmel
15913 Schwielochsee
OT Mochow
Mochower Dorfstr. 2

10.07./11.07.

Perleberg Gaststätte Lübzower
Schweiz
19348 Perleberg
OT Lübzow
Dorfstraße 24

24.07./25.07.

Anmeldung und Kontakt
Waldbauernschule Brandenburg
Projektträger: Waldbauernverband Brandenburg e. V.
Am Heideberg 1
16818 Walsleben
Telefon: 033920 50610 | Fax: 033920 50609 | E-Mail: 
waldbauern@t-online.de
Internet: www.waldbauernschule-brandenburg.de | www.wald-
lust-brandenburg.de
Teilnahmebeitrag: 40 € pro Person.

Um eine vorherige Anmeldung für die hier aufgeführten Termine 
wird gebeten.
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Das Bürgerbüro der Amtsverwaltung Schlieben informiert
Das Bürgerbüro soll Ihnen möglichst viele Dienstleistungen 
aus einer Hand anbieten, indem wir außerhalb der gegebenen 
Sprechzeiten mit einem erweiterten Angebot an Dienstleistun-
gen für Sie da sind!
Sie erhalten eine Vielzahl von Anträgen, die ausgefüllt zu den 
Sprechzeiten mit den dazu notwendigen Unterlagen die War-
tezeit verringern.
Selbstverständlich helfen wir Ihnen auch bei allen anderen An-
liegen weiter, damit eine schnelle Bearbeitung auch außerhalb 
das Bürgerbüros erfolgen kann.

Unsere Öffnungszeiten
Mit der Erweiterung unserer Leistungen haben wir längere Öff-
nungszeiten eingeführt:
Wir sind durchgehend für Sie da!
Montag 8:00 bis 16:00 Uhr
Dienstag 8:00 bis 18:00 Uhr
Mittwoch 8:00 bis 16:00 Uhr
Donnerstag 8:00 bis 18:00 Uhr
Freitag 8:00 bis 12:00 Uhr

und nach Vereinbarung

Unsere Anschrift
Bürgerbüro der Amtsverwaltung Schlieben
Herzberger Straße 7
04936 Stadt Schlieben
Telefon (035361) 356 – 0
Fax (035361) 356 - 30
E-Mail: amt-schlieben@t-online.de
Internet: www.amt-schlieben.de

Einwohnermeldeamt/Standesamt

• An- und Ummeldungen
• Abmeldung ins Ausland
• Aufenthalts-, Melde- und Haushaltsbescheinigungen
• Melderegisterauskünfte
• Wohnungsstatuswechsel
• Beantragung von Kinderreisepässen, Personalausweisen 

und EU-Reisepässen
• Ausstellen von vorläufigen Personalausweisen und Rei-

sepässen
• Bearbeitung bei Verlust von Personalausweis, Reisepass 

oder Kinderreisepass
• Beantragung von FührungszeugnissenPflege des Melde-

registers
• Beantragung von Führerscheinen:Ersterteilung, Verlänge-

rung LKW, Erweiterung,Umstellung auf EU-Führerschein, 
Fahrerkarten

• Beglaubigung von Abschriften/Ablichtungen, Urkunden 
und Unterschriften

• Beurkundung von Geburten und Sterbefällen
• Durchführung von Eheschließungen
• Begründung eingetragener Lebenspartnerschaften
• Wiederannahme eines früheren Namens
• Namenserteilungen
• Vaterschaftsanerkennungen

Bürgerberatung und Information

• Annahme und Weiterleitung von Hinweisen und Be-
schwerden

• Informationen über Sprechzeiten und Aufgabengebiete 
anderer Verwaltungen

• Verzeichnisse über alle Vereine, Schulen und Kindergär-
ten

• Ausgabe von Prospekten
• Verkauf von Abfallsäcken und Laubsäcken

Ordnungs- und Sozialverwaltung

• Antragsausgabe von Erst- und Änderungsanträgen in 
Schwerbehindertenausweisen

• Aufnahmeanträge für Kita und Hort
• Formulare Gewährung Rechtsanspruch für Kitabetreuung

Bau- und Wohnungswesen

• Antrag auf sanierungsrechtliche Genehmigung für das 
Sanierungsgebiet Stadtkern Schlieben

• Antrag auf Wohnberechtigungsschein

Sicherheit/Ordnung/Gewerbe

• Fund- und Verlustanzeigen
• Anträge für Plakatierungen
• Anträge für Gewerbean-, -um- und -abmeldungen
• Antrag auf Reisegewerbekarte
• Antrag auf vorübergehende Gestattung
• Auskunft aus dem Gewerbezentralregister
• An- und Abmeldungen Hundesteuer
• Anmeldung als Hundehalter
• Anträge entsprechend der Baumschutzverordnung des 

Amtes Schlieben
• Antrag auf Erlaubnis zur Durchführung von Veranstaltun-

gen auf öffentlichem Verkehrsgrund
• Antrag auf Erteilung eines Nutzungsrechts (Friedhof)
• Antrag auf Inanspruchnahme von öffentlichem Verkehrs-

grund (z. B. Container, Baugerüst usw.)
• Anträge für verkehrsrechtliche Anordnungen 
 (Baustellen)
• Anträge auf Heim- und Gurtbefreiung
• Anträge auf Parkerleichterungen für Schwerbehinderte
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